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III 

 

Die veröffentlichten Papiere sind Zwischen- bzw. Arbeitsergebnisse der Forschungsnehmer. Sie spie-

geln nicht notwendig Positionen der Auftraggeber oder der Ressorts der Bundesregierung wider. Sie 

stellen Beiträge zur Weiterentwicklung der Debatte dar. 

Zum Format der Kurzanalysen:  

In den PolRess-Kurzanalysen werden Politikansätze und -instrumente in kurzer Form auf der Basis 

des Forschungsstandes hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf Ressourceneffizienz und Ressourcen-

schonung untersucht. Es werden keine neuen Daten erhoben oder generiert. Detailliertere Analysen 

werden für einzelne Instrumente in Form von  Vertiefungsanalysen durchgeführt (siehe PolRess 

Website: www.ressourcenpolitik.de).  

 

 

Zitationsweise: Werland, Stefan (2015): Politiktransfer zur Förderung von Ressourceneffizienz. Kurz-

analyse 12 im Projekt Ressourcenpolitik: Analyse der ressourcenpolitischen Debatte und Entwicklung 

von Politikoptionen (PolRess). www.ressourcenpolitik.de 
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1 Problemstellung 

Durch die Globalisierung von Produktlebenszyklen und die zunehmende internationale Arbeitsteilung 

reichen nationale Politikansätze nicht länger aus, um die ökologischen Folgen des inländischen Kon-

sums wirksam zu adressieren. Vor allem die ressourcen- und umweltintensiven Phasen der Wert-

schöpfungsketten werden von den Industrie- in Entwicklungs- und Schwellenländer verlagert, wo 

Umweltvorgaben tendenziell schwächer ausgeprägt sind und/oder kaum überwacht werden. Die 

genutzten Technologien sind zudem häufig ineffizient, was die Umweltwirkungen weiter verstärkt 

(Clift 2003; UNEP 2012, 13, 2013). Entsprechend ist die globale Verantwortung Deutschlands als eine 

Leitidee im deutschen Ressourceneffizienzprogramm ProgRess verankert (Deutsche Bundesregierung 

2012, 28). Der Transfer anspruchsvoller politischer Regulierungen kann nicht nur dazu dienen, die 

Umweltpolitik im Ausland zu stärken, sondern er ist auch eine Möglichkeit, Innovationsprozesse, die 

zu höherer Ressourcenproduktivität führen, anzustoßen (Jacob/Bär 2014). Politiktransfer kann zur 

Angleichung der Wettbewerbsbedingungen auf internationalen Märkten beitragen und potentielle 

Mehrbelastungen für heimische Unternehmen, die sich aus inländischen Regulierungen ergeben, 

relativieren. Gleichzeitig können sich auch Marktpotentiale für Ressourceneffizienztechnologien er-

geben, von dem auch deutsche Unternehmen profitieren können (Jacob/Bär 2014). In Deutschland 

bestehen bereits Programme, die das Ziel haben, den Export von Ressourceneffizienztechnologien zu 

fördern (Range 2014). Die Schaffung von politischen Rahmenbedingungen im Ausland kann die Dy-

namik der Exportförderung weiter steigern (Jacob/Bär 2014).  

In dieser Kurzanalyse werden zunächst auf Basis einer Literaturauswertung Mechanismen des Poli-

tiktransfers beschrieben und systematisiert. Weiterhin werden Elemente der deutschen Ressourcen-

politik, die sich für einen Transfer eignen, identifiziert und Handlungsoptionen für einen Politikexport 

aufgezeigt. Die Auswahl der Beispiele kann im Rahmen einer Kurzanalyse nur exemplarisch sein. Die 

Auswahl dient der Illustration der Mechanismen und basiert auf dem derzeitigen Programm für Res-

sourceneffizienz (ProgRess) sowie dem Entwurf des BMUB zu dessen Fortschreibung 2016-2019 vom 

10.8.2015. Die gleichzeitige Nutzung unterschiedlicher Transfermechanismen kann für einen erfolg-

reichen Politiktransfer entscheidend sein und unvollständigen Transfer von Politiken vermeiden 

(Dolowitz/Marsh 1996; Tews 2001). Am Beispiel der der japanischen 3R-Initiative als Beispiel guter 

Praxis wird daher eine Kombination unterschiedlicher Transfermechanismen aufgezeigt. Aus dieser 

Darstellung werden abschließend Empfehlungen für den Politiktransfer im Bereich Ressourcenpolitik 

abgeleitet. 

2 Inhalte und Mechanismen des Politiktransfers 
Politiktransfer bezeichnet die intentionale Übertragung von politischen Konzepten, Ideen oder Politi-

ken bzw. Elementen von Politiken aus einem  politischen System in ein anderes politisches  System  

(vgl. Dolowitz/Marsh 1996, 344). Grundsätzlich können jegliche Elemente von Politiken übertragen 

werden, von konkreten Politikinhalten wie Instrumenten oder technischen Lösungsansätzen über 

konzeptionelle Ideen, Prinzipien und Programme bis hin zum Aufbau von Institutionen und Kapazitä-

ten  (Dolowitz/Marsh 1996, 344; Müller u. a. 2014, 1108). Zum Politiktransfer wird weiterhin die Be-

reitstellung und Nutzung von Erfahrungen und Wissen über Politiken gezählt, die Politiklernen unter-

stützt. Dabei geht es nicht zwangsläufig um die deckungsgleiche Übertragung von Politiken, sondern 

die Ansätze können abgeändert werden, etwa um erkannte Defizite zu vermeiden oder um spezifi-

schen Rahmenbedingungen im Empfängerland Rechnung zu tragen.  
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Die Empfänger des Politikexports können sowohl andere EU- oder OECD-Länder sein, als auch 

Schwellen- und Entwicklungsländer. Der Transfer ist aber nicht auf die nationalstaatliche Ebene be-

schränkt. Er kann auch auf anderen politischen Ebenen,  beispielsweise zwischen Kommunen, statt-

finden (exemplarisch: Marsden/Stead 2011). Denkbar ist auch ein Transfer über politische Ebenen 

hinweg: so können konstitutive Prinzipien oder Instrumente einer nationalen Politik des exportieren-

den Landes auf der kommunalen Ebene des Empfängerlandes angewendet werden oder in Demonst-

rationsprojekten, die im Rahmen entwicklungspolitischen Zusammenarbeit gefördert werden. In 

solchen Fällen findet ein Politiktransfer statt, wenn diese Beispiele als Vorbild für die Etablierung 

national gültiger Vorgaben genutzt werden (Jacob/Bär 2014; vgl. auch Olearius u. a. 2010, 15). 

Ein mit dem Politiktransfer verwandtes wissenschaftliches Konzept ist die Diffusion von Politiken. 

Diese beschreibt und analysiert die Ausbreitungsmuster von Politiken bzw. Politikelementen unab-

hängig von den Motiven eines Politikinnovateurs.1 Sowohl die Analysen zum Politiktransfer als auch 

zur Politikdiffusion befassen sich mit den Bedingungen und Mechanismen der Ausbreitung von Politi-

ken. Bei den Mechanismen, die zur Übernahme von Politiken zwischen Staaten führen, und die für 

den Politikexport genutzt werden können, unterscheidet Tews (Tews 2005, 26–27 vgl. auch Nordbeck 

2013, 47) zunächst zwischen kooperativen und hierarchischen Mechanismen eines gerichteten Poli-

tiktransfers. Bei kooperativen Formen orientieren sich politische Entscheidungen an einem gemein-

sam definierten Standard, der beispielsweise in einem bi- oder multilateralen Abkommen festgelegt 

wird. Hierarchische Formen basieren hingegen auf einem asymmetrischen Machtverhältnis. Ein Bei-

spiel sind konditionierte Leistungsvergaben in der Entwicklungszusammenarbeit,  bei denen die Be-

reitstellung von Leistungen an die Übernahme bestimmter Politiken gebunden ist. Ein anderes Bei-

spiel für hierarchische Politikdiffusion sind Vorgaben der Europäischen Union an Mitgliedsländer und 

Beitrittskandidaten. Die Beeinflussung der europäischen Gesetzgebung ist ein möglicher Weg, um 

Politikstandards in andere Mitgliedsstaaten und in Beitrittskandidaten zu exportieren. Politiktransfer 

kann demnach entweder direkt zwischen Staaten oder indirekt, über die Beeinflussung supranationa-

ler Institutionen geschehen. 

Als weitere Mechanismen, die zur ungerichteten Ausbreitung von Politiken genutzt werden können, 

zählt Tews (2005) den internationalen Wettbewerb, bei dem Politiken dem Regelungsniveau um-

weltpolitischer Vorreiterstaaten angepasst werden, um Vorteile im internationalen Wettbewerb zu 

erlangen bzw. um Wettbewerbsnachteile zu vermeiden (Tews 2005; Dalhammar u. a. 2014; Vogel 

1997). Dahinter steht die Idee, dass eine zunehmende wirtschaftliche Integration und wachsende 

gegenseitige Abhängigkeiten die Bereitschaft zur Koordinierung von Politiken und Regulierungen 

fördert (Jacob/Bär 2014, 19). Ein Politiktransfer kann auch indirekt, über die Bereitstellung von Wis-

sen über Probleme und Politiken im Rahmen internationaler Netzwerke, stattfinden (Policy Promoti-

on). Dabei können transfer agents wie wissenschaftliche Gremien oder internationale Institutionen 

eine wichtige Rolle spielen. 

  

                                                           

1
 zu den Unterschieden zwischen Transfer und Diffusion als wissenschaftliche Konzept vgl.(Nordbeck 2013) 
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Form Mechanismus Ansatz Beispiel 

Hamonisierung Freiwillige Kooperation, bi - und 

multilaterale Abkommen, Partner-

schaften 

Wahrnehmung gegenseitiger 

Interdependenz (Bennett 1991, 

225); Gemeinsamer Standard 

als Orientierungspunkt für 

nationale Politiken;  

internationales Abkom-

men zum Schutz der 

natürlichen Ressourcen,  

 

Verpflichtung Anpassungsdruck  und Harmonisie-

rung durch internationales oder 

supranationales Recht;  

 

Beeinflussung der EU-

Gesetzgebung 

 

Verankerung von Res-

sourceneffizienz im 

internationalen Recht;  

Übernahme des acquis 

communautaire 

Konditionalität und 

Anreize 

Verknüpfung von finanzieller 

und/oder technischer Unterstüt-

zung an die Übernahme bestimm-

ter Politiken  

Konditionalität in der Entwick-

lungszusammenarbeit;  

Entsendung von Experten und 

Schaffung von Kapazitäten 

Vorgaben im Rahmen 

von Rohstoffpartner-

schaften 

Wettbewerb Produktregulierungen setzen Anrei-

ze für ausländische Hersteller, sich 

diesen Standards anzupassen  

Marktintegration und Abbau 

von Handelshemmnissen führt 

zu Angleichung politischer 

Vorgaben 

Interesse von Wirtschaftsak-

teuren    

Ökodesign-Richtlinie   

Policy Promotion 

durch internationale 

Politiknetzwerke  

Kommunikation; Förderung von 

Politiklernen  

Ausbreitung von modellhaften 

Lösungsvorschlägen und Bei-

spielen guter Praxis durch 

zwischenstaatliche Foren und 

transnationale Expertengremi-

en 

Umweltpolitikberatung 

Entsendung von Experten und 

Schaffung von Kapazitäten 

UNEP-IRP, OECD 

G7 Allianz für Ressour-

ceneffizienz; 

EU Twinnings-Projekte 

WRF, ERF 

Mechanismen der Politikdiffusion nach (Tews 2005; Nordbeck 2013) 

Bei den oben beschriebenen Mechanismen, die genutzt werden können, um die Ausbreitung von 

Politiken zu fördern, handelt es sich um Idealtypen. In der Realität sind die Transfermechanismen 

nicht trennscharf voneinander abzugrenzen. So können beispielsweise kooperative Arrangements 

auch kommunikative Komponenten (z.B. Expertengremien und den Austausch von Erfahrungen) be-

inhalten oder die Entsendung von Experten kann sowohl im Rahmen einer konditionellen Entwick-

lungszusammenarbeit als auch als Form von Policy Promotion stattfinden.  

3 Mechanismen und Beispiele für den Transfer von Ressourcenpolitiken  

3.1 Freiwillige Harmonisierung durch internationale Kooperation 

Internationale Kooperation zum Ressourcenschutz 

Kooperativer Politiktransfer und die Harmonisierung von Politiken basieren auf der Wahrnehmung 

einer „gegenseitigen Interdependenz“ (Bennett 1991) und darauf aufbauenden freiwilligen bi- und 
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multilateralen Abkommen, in denen sich die Partner zu gemeinsamen Lösungswegen und einer ko-

operativen Problemlösung bekennen.  Durch internationale Abkommen, in denen gemeinsam defi-

nierte internationale Standards festgelegt werden (Tews 2005, 26) können Anreize und Orientie-

rungspunkte für die Entwicklung entsprechender nationaler Politiken gesetzt werden.  Auch wenn 

solche Abkommen völkerrechtlich verbindlich sind, ist die Teilnahme an ihnen freiwillig. Deshalb 

werden sie trotz ihrer Verbindlichkeit nicht zu den hierarchischen Mechanismen gezählt 

(Holzinger/Knill 2005, 781; Tews 2005, 26).  

Die Schaffung einer internationalen Konvention zum Schutz der natürlichen Ressourcen ist im Ent-

wurf zur Fortschreibung des deutschen Ressourceneffizienzprogramms als langfristiges Ziel ausge-

wiesen. Ein solches Abkommen kann als Orientierungspunkt für die Entwicklung und als innenpoliti-

sches Machtmittel für die Durchsetzung nationaler Strategien in weiteren Ländern dienen. Ein geteil-

ter Problemdruck, der Staaten zur Kooperation veranlassen könnte, besteht nach Bleischwitz in 

Preisvolatilitäten auf internationalen Rohstoffmärkten sowie den sozialen und ökologischen Folge-

wirkungen der Rohstoffgewinnung und -nutzung  (Bleischwitz 2009, 148). Als Bezugspunkt der Kon-

vention könnten die einschlägigen Ziele der Sustainable Development Goals angeführt werden.  

Eine solche Konvention, in der sich Regierungen zu konstitutiven Prinzipien und grundlegenden Zie-

len des nachhaltigen Umgangs mit den natürlichen Ressourcen bekennen, könnte einen gemeinsa-

mes Problemverständnis definieren und dadurch den Transfer von Politiken erleichtern. Beispiele für 

Prinzipien sind die Betrachtung gesamter Produktlebenszyklen und Lieferketten, die Beachtung von 

Wechselwirkungen zwischen Ressourcen, das Wirtschaften in geschlossenen Stoffkreisläufen oder 

Vermeidung von internationalen Problemverlagerungen; ein exemplarisches Ziel wäre die globale 

Entkoppelung von Ressourcennutzung und wirtschaftlicher Entwicklung. Die Konkretisierung von 

Handlungsfeldern, spezifischen Zielen, Instrumenten und anerkannten Standards könnte dann in 

eigenen, angebundenen Prozessen erfolgen.  

3.2 Politikexport durch die EU 

Umweltpolitik ist in weiten Teilen europäisiert und der Einfluss der europäischen Ebene auf die Poli-

tiken der Mitgliedsstaaten ist in vielen Politikfeldern signifikant (Bulmer 2007, 42). Mit der europäi-

schen Ressourcenstrategie, der Leitinitiative Ressourcenschonendes Europa und dem Fahrplan für 

ein ressourcenschonendes Europa bestehen ressourcenpolitische Orientierungspunkte auf EU-Ebene. 

Dort, wo die EU als supranationaler Akteur auftritt, werden verbindliche Vorgaben der europäischen 

Ebene für die Mitgliedstaaten in Richtlinien und Verordnungen dargelegt. Die Beeinflussung der eu-

ropäischen Vorgaben ist ein Weg, Anpassungsdruck in den anderen Mitgliedstaaten hervorzurufen 

und dadurch Politikelemente zu exportieren. Staaten, denen es gelingt, ihre eigenen Politiken in eu-

ropäische Vorgaben zu überführen, können dadurch Anpassungsaufwand vermeiden (Bulmer 2007). 

Viele für die  Ressourcenpolitik relevante Politikbereiche sind europäisiert oder weisen europäische 

Elemente auf. Dazu zählen  u.a. die Abfall- und Kreislaufwirtschaft, die Energiepolitik,  Produktregu-

lierungen, das Chemikalienrecht, die Landwirtschaft, die Innovationsförderung oder die Anlagenzu-

lassung. Das deutsche Ressourceneffizienzprogramm enthält entsprechend einen Handlungsansatz, 

der die „Weiterentwicklung des politischen und rechtlichen Rahmens auf EU-Ebene“ (Handlungsan-

satz 20) vorsieht. Ein für den Ressourcenschutz relevantes Beispiel ist die WEEE-Richtlinie2, die Vor-

gaben für die Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten in der EU macht, Verantwortlichkeiten 

                                                           

2
 Richtlinie 2002/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über Elektro- und Elektronik-Altgeräte 
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definiert und quantifizierte Ziele für die Behandlung von Altgeräten vorgibt. Derzeit wird der Vor-

schlag zum Kreislaufwirtschaftspaket der EU überarbeitet, der u.a. quantifizierte Ziele für die Abfall-

behandlung enthalten soll. 

Neben der klassischen Mitwirkung der Mitgliedstaaten an der europäischen Politikformulierung, z.B. 

durch  Agenda Setting im Europäischen Rat, wurde mit der Europäischen Ressourceneffizienzplatt-

form (European Resource Efficiency Platform, EREP) ein hochrangiges Forum etabliert, um die Wei-

terentwicklung der europäischen Ressourcenpolitik zu forcieren. Im Zeitraum von 2012 bis 2014 wa-

ren Akteure der EU-Kommission, des EU-Parlaments, Ministerinnen und Minister, darunter auch die 

deutsche Umweltministerin, sowie der Wirtschaft, der Wissenschaft und der Zivilgesellschaft in die-

sem Gremium vertreten. Unter anderem hat die Plattform gefordert, konkrete Ziele für die Entkop-

pelung von Wirtschaftswachstum und Ressourcennutzung zu formulieren und Politikinstrumente wie 

die Integration von nicht-finanziellen Aspekten in die Unternehmensberichterstattung, der Abbau 

umweltschädlicher Subventionen, die Erprobung eines Produkt-Passes oder die Einführung eines 

Monitoring-Mechanismus für eine nachhaltige öffentliche Beschaffung vorgeschlagen.  

3.3 Politiktransfer durch Umweltpolitikdialoge und Entwicklungszusammenarbeit 

Politiktransfer durch Umweltpolitikdialoge 

Weitere kooperative Foren, die für die Ausbreitung ressourcenpolitischer Ansätze genutzt werden 

können, sind die bilateralen Umweltkooperationen zwischen Deutschland und anderen Staaten. Die 

Kooperation findet dabei zwischen den Umweltministerien statt. Die Gruppe der Partnerstaaten der 

deutschen Umweltpolitikkooperation ist sehr heterogen und umfasst neben EU-Staaten wie Frank-

reich und den Staaten Mittel- und Osteuropas auch die USA, China und Indien. Entsprechend unter-

scheiden sich auch die Politikelemente, die sich für einen Transfer ressourcenpolitischer Politikansät-

ze eigenen. Eine umfassende Darstellung kann im Rahmen der Kurzanalyse jedoch nicht durchgeführt 

werden.  

Ein regionaler Schwerpunkt der bilateralen Umweltkooperation des BMUB liegt in Mittel- und Osteu-

ropa und den EU-Nachbarstaaten. Im Rahmen der europäischen Heranführungshilfe für Beitrittskan-

didaten3 werden Beitrittskandidaten und Neumitglieder bei der Übernahme des europäischen Acquis 

Communautaire und des entsprechenden Verwaltungsaufbaus unterstützt. Weil die Mitgliedschaft in 

der EU an die Übernahme der Politiken geknüpft ist, handelt es ist in diesem Fall nicht um eine rein 

freiwillige Form des Politiktransfers, sondern es spielen auch Elemente von Hierarchie und Konditio-

nalität eine Rolle. Im Rahmen der EU-Nachbarschaftspolitik4 steht vor allem die Schaffung grundle-

gender Rahmenbedingungen für eine Umweltpolitik im Vordergrund (Jacob/Bär 2014, 21). Dazu wird 

das Instrument des Twinnings eingesetzt, bei dem Experten aus deutschen Behörden in die Partner-

länder entsandt werden.5 Ergänzend wird durch das Beratungshilfeprogramm Unterstützung bei der 

Erstellung umweltpolitischer Programme und Strategien geleistet (UBA 2015). Zu den Schwerpunk-

ten des deutschen umweltpolitischen Engagements zählen der Bereich Abfall- und Entsorgungswirt-

                                                           

3
 Instrument for Pre-Accession; Zielländer sind EU-Beitrittskandidaten und Westbalkan. 

4
 ENP; Zielländer sind Ukraine, Moldau, Südkaukasus, Zentralasien, Mittelmeeranrainerstaaten 

5
 Seit der Einführung des Instruments bis zum März 2015 hat das BMUB an mehr als 85 Twinning-Projekten teilgenommen. 

Eine Liste der durchgeführten Projekte ist auf der Seite des BMUB verfügbar www.bmub.bund.de/P840/ 
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schaft, die Integrierte Vermeidung von Umweltverschmutzung (IVU) sowie die allgemeine Unterstüt-

zung bei der Erarbeitung von Umweltstrategien (BMUB 2015; UBA 2015).  

Politiktransfer in der Entwicklungszusammenarbeit    

Im Folgenden werden am Beispiel der Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) des BMUB und der 

Globalen Entwicklungspolitischen Rohstoffinitiative (GERI) des Bundesministeriums für wirtschaftli-

che Zusammenarbeit (BMZ) Möglichkeiten des Politiktransfers im Rahmen der Entwicklungszusam-

menarbeit dargestellt.  

Die IKI ist die internationale Komponente des integrierten Energie- und Klimaschutzprogramms der 

Bundesregierung. Aus den Mitteln der IKI werden Klima- und Biodiversitätsprojekte in Entwicklungs- 

und Schwellenländern sowie in den Transformationsstaaten gefördert, wobei die Umsetzung vorwie-

gend durch die Durführungsorganisationen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit erfolgt 

(Jacob/Bär 2014, 23). Der Fokus der IKI liegt auf der Förderung von Modellprojekten, die in den Part-

nerländern als Beispiele guter Praxis genutzt und damit bottom-up zur Diffusion von Standards und 

somit zur Politikentwicklung beitragen können (Jacob/Bär 2014, 24). Die deutsche Entwicklungszu-

sammenarbeit nutzt einen Mehrebenenansatz, der langfristige Politikberatung auf nationaler Ebene 

mit regionalen und lokalen Umsetzungs- und Demonstrationsprojekten kombiniert (Olearius u. a. 

2010, 15). Neben der konkreten Projektförderung umfasst die IKI daher auch Maßnahmen der Poli-

tikberatung wie Strategische Umweltpolitikdialogforen mit Schwellenländern und zur Kapazitätsbil-

dung in den Partnerländern, beispielsweise zur Entwicklung politischer Strategien und konkreter 

Politikinstrumente (Jacob/Bär 2014, 23; UBA 2013). Energie- und Ressourcenpolitik sind eng ver-

knüpft (Werland u. a. 2014), entsprechend ergeben sich vielfältige Anknüpfungspunkte, um Belange 

der Ressourcenschonung im Rahmen der IKI einzubringen. Unter anderem wurden im Rahmen der IKI 

Projekte in den Bereichen Energieeffizienz, Abfallmanagement, Nutzung von Sekundärmaterialien, 

nachhaltige Gewinnung biotischer Rohstoffen oder der nachhaltigen Stadtentwicklung gefördert. Um 

die Synergien zwischen Ressourcenschonung und Klimaschutz auszuschöpfen, könnte eine systemati-

sche Integration von Ressourcenschutzaspekten in der IKI geprüft werden. Deutschland und die EU 

importieren einen Großteil der von ihnen genutzten Rohstoffe. Deren Gewinnung erfolgt häufig in 

Schwellen- und Entwicklungsländern, in denen Umweltstandards schwach sind bzw. deren Umset-

zung nicht kontrolliert wird (BMZ 2010). Durch die Globale Entwicklungspolitische Rohstoffinitiative 

(GERI) des BMZ soll das entwicklungspolitische Strategiepapier Extraktive Rohstoffe (BMZ 2010) im-

plementiert werden. Neben der Sicherung der Rohstoffversorgung Deutschlands geht das Strategie-

papier auch auf ökologische und soziale Wirkungen der Rohstoffgewinnung und Möglichkeiten des 

Technologietransfers ein. In den Partnerländern sollen entsprechend politische Rahmenbedingungen 

und Kapazitäten geschaffen werden (BMZ 2010 S. 15 ff.); zu den Maßnahmen, die im Rahmen der 

GERI im bilateralen Rahmen durchgeführt wurden bzw. geplant sind zählen die Überarbeitung des 

Bergrechts und der Bergbaugesetzgebungen, die Einführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen 

oder der Aufbau institutioneller und personeller Kapazitäten für die Durchführung und Kontrolle von 

Umweltschutzvorgaben. Im Rahmen der Initiative werden derzeit Projekte der bilateralen Zusam-

menarbeit im Rohstoffsektor mit Burundi, Mosambik und Tansania durchgeführt. Evaluationen der 

Vorhaben liegen bislang nicht vor, so dass hier keine Einschätzung darüber abgegeben werden kann, 

in wie weit ein Politiktransfer stattgefunden hat.  

Politiktransfer im Rahmen von Rohstoffpartnerschaften  

Die Verknüpfung von entwicklungspolitischen Leistungen mit der Übernahme von Regulierungen 

wird unter anderem bei der Rohstoffgewinnung diskutiert (Ferretti u. a. 2013; Werland 2012). Zur 
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Sicherung der Rohstoffversorgung hat Deutschland unter Führung des Bundeswirtschaftsministeri-

ums (BMWi) bilaterale Rohstoffpartnerschaften mit einigen Lieferländern abgeschlossen. Bisher 

wurden Partnerschaften in Form von völkerrechtlichen Abkommen mit Kasachstan6, Mongolei7 und 

Peru8 sowie ein Rohstoffkooperationsvertrag mit Chile unterzeichnet. Die Rohstoffpartnerschaften 

zielen im Kern auf privatwirtschaftliche Kooperationen ab, welche dann „[…] mit außenwirtschaftli-

chen und außenpolitischen Instrumentarien abgesichert und flankiert werden können“9 (vgl. Ferretti 

et al. 2013). Die Partner haben sich zwar zu diesen Schwerpunkten verpflichtet, jedoch sind keine 

Durchsetzungsmechanismen vorgesehen, die eine Nichterfüllung sanktionieren würden (vgl. Dahl-

mann/Mildner 2013: 5); inwiefern hier tatsächlich ein Umweltpolitiktransfer stattgefunden hat ist 

daher fraglich. Ferretti et al. schlagen unter anderem den Transfer europäischer Umweltanforderun-

gen in die Partnerländer und Hilfen für den Kapazitätsaufbau vor (Ferretti u. a. 2013). Die Etablierung 

von Recyclingpartnerschaften mit solchen Staaten, die nur gering ausgeprägte abfallwirtschaftliche 

Strukturen aufweisen, wäre ein weiterer Ansatzpunkt, um Politiken zu exportieren und damit mög-

licherweise auch den Export von Technologien eines weiteren umwelttechnologischen Leitmarkts zu 

fördern. Gegenstand des Politiktransfers könnte Expertise über den Aufbau von Sammel- und Recyc-

lingstrukturen für Abfallströme sein.  

Um einen tatsächlichen Politiktransfer zu erreichen sollte als Erwartung an solche Initiativen nicht 

nur formuliert werden, dass entsprechende Anforderungen in den Abkommen enthalten sind und die 

Auswirkungen konkreter Projekte und Aktivitäten tatsächlich verringert werden. Vielmehr sollte aus 

diesen Beispielen mittelfristig bottom-up eine nationale Politik mit entsprechenden Kapazitäten ent-

wickelt werden. 

3.4 Politiktransfer durch Wettbewerb 

Die zunehmende ökonomische Integration und der grenzüberschreitende Handel kann ebenfalls als 

Hebel für Politiktransfer genutzt werden. Der Politikexport nutzt in diesen Beispielen das Interesse 

der betroffenen Unternehmen, möglichst einheitliche Konditionen über mehrere Märkte hinweg zu 

schaffen (Jacob/Bär 2014, 19; Bennett 1991). Ein Beispiel dafür sind Mindeststandards für Produkte, 

die auf einem Markt eingeführt werden. Um weiterhin Produkte auf dem regulierten Markt anbieten 

zu können, müssen auch ausländische Anbieter die Mindeststandards erfüllen, was letztlich eine 

Übernahme von Regelungen des produktbezogenen Umweltrechts in anderen Staaten nach sich zie-

hen kann (Dalhammar u. a. 2014; Tews 2005). Wenn Hersteller auf verschiedenen Märkten mit je-

weils unterschiedlichen Vorgaben konfrontiert werden, kann dadurch ein politischer Druck entste-

hen, die jeweiligen Anforderungen einander anzupassen (Jacob/Bär 2014, 19). Auch Labels z.B. zum 

Energieverbrauch von Produkten können auf diese Weise verbreitet werden (Tews 2005, 172). 

Produktregulierungen können aufgrund des gemeinsamen Binnenmarktes nur auf europäischer Ebe-

ne getroffen werden. In der EU ist die Ökodesign-Richtlinie für die möglichst umweltgerechte Gestal-

tung von Produkten maßgeblich. Diese fokussiert derzeit auf die Energieeffizienz, es ist aber vorgese-

                                                           
6 

BMWi 2012: Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Kasach-

stan über Partnerschaft im Rohstoff-, Industrie- und Technologiebereich. 
7
 BMWi 2011: Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Mongolei über 

Partnerschaft im Rohstoff-, Industrie- und Technologiebereich. 

8
 BMWI 2014: Pressemitteilung vom 14.07.2014: Rohstoffpartnerschaft mit Peru abgeschlossen. Online verfügbar unter: 

http://www.bmwi.de/DE/Presse/pressemitteilungen,did=646314.html (zuletzt abgerufen am 30.04.2015).  
9
 http://www.bmwi.de/DE/Themen/Industrie/Rohstoffe-und-Ressourcen/rohstoffpolitik.html 

http://www.bmwi.de/DE/Themen/Industrie/Rohstoffe-und-Ressourcen/rohstoffpolitik.html
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hen, Kriterien für die Ressourceneffizienz von Produkten zu erarbeiten und in den Durchführungsbe-

stimmungen der Richtlinie zu nutzen (Europäische Kommission 2014). Zudem verbessert ein mög-

lichst großer Markte die Chance, dass Produktvorgaben übernommen werden. Eine Studie des Nordic 

Council kommt zu dem Ergebnis, dass die extraterritoriale Reichweite der europäischen Produktpoli-

tik im Vergleich zu anderen Politikansätzen relativ hoch sei. Produktregulierungen, die den europäi-

schen Vorgaben entsprechen, würden häufig von anderen Staaten übernommen und damit auch 

außerhalb der EU wirken (Dalhammar u. a. 2014).     

3.5 Policy Promotion über internationale Politiknetzwerke    

Policy Promotion beruht auf der Bereitstellung von Informationen über und Erfahrungen – ein-

schließlich negativer Erfahrungen – mit Politiken. Dabei liefern Beispiele aus dem Ausland Begrün-

dungen für Reformen im Inland (Tews 2001). Dieser Prozess wird in der Literatur unter unterschiedli-

chen Begriffen gefasst, unter anderem lesson drawing (Dolowitz/Marsh 2000) decision maker learn-

ing (Dunlop 2009) oder policy learning (Toens/Landwehr 2009). Internationalen Netzwerken von 

Regierungen und weiteren Akteuren wie Nichtregierungsorganisationen oder der Wissenschaft 

kommt dabei häufig eine wichtige Rolle zu (Dunlop 2009). Dolowitz und Marsh (2000) nennen u.a. 

die OECD, die G7 und die Vereinten Nationen als Organisationen, die nationale Politikformulierung 

auch indirekt durch die Bereitstellung von Informationen, die Ausrichtung von Veranstaltungen und 

die Publikation von Studien und Berichten beeinflussen (Dolowitz/Marsh 2000, 11; Clifton/Díaz-

Fuentes 2014). Vor allem die OECD gilt als erfolgreich, wenn es darum geht, Politiklernen und Poli-

tiktransfer zwischen einer relativ homogenen Gruppe von westlichen Industrieländern zu erleichtern 

(Clifton/Díaz-Fuentes 2014). Politiknetzwerke können auch genutzt werden, um ein international 

geteiltes Problemverständnis zu schaffen (framing) und auf diese Weise den Transfer von Politiken 

erleichtern.  

Mit dem 2012 verabschiedeten Ressourceneffizienzprogramm der Bundesregierung zählt Deutsch-

land zu den internationalen Vorreitern bei der Entwicklung nationaler Ressourcenstrategien. Pro-

gRess könnte als Beispiel genutzt werden, um Lernprozesse in anderen Staaten anzustoßen und 

dadurch Ressourcenstrategien in weiteren Ländern zu etablieren bzw. bestehende Strategien und 

Politikziele anzugleichen. Anlässlich des G7-Treffens 2015 hat die deutsche Bundesregierung die 

Schaffung einer Allianz für Ressourceneffizienz angekündigt. In der Abschlusserklärung des G7-

Gipfels 2015 erklären die Teilnehmerstaaten, „weiterhin ehrgeizige Maßnahmen [zu]ergreifen, um 

die Ressourceneffizienz im Rahmen von breiter angelegten Strategien zur Förderung einer nachhalti-

gen Materialwirtschaft und von Kreislaufgesellschaften zu verbessern“.  In Ausweitung der Japani-

schen 3R-Aktionsplans von Kobe (vgl. Kap. 4) hat die deutsche G7-Ratspräsidentschaft im Jahr 2015 

eine Allianz für Ressourceneffizienz ins Leben gerufen. In der Abschlusserklärung des G7-Gipfels heißt 

es dazu, dass die Allianz als „freiwilliges Forum für den Wissensaustausch und für die Bildung von 

Informationsnetzwerken“ genutzt werden soll. Ferner werden das International Resource Panel des 

UNEP und die OECD um die Erstellung eines Syntheseberichts zu Potenzialen und Lösungen auf dem 

Gebiet der Ressourceneffizienz sowie um die Ausarbeitung entsprechender politischer Leitlinien er-

sucht.  

Weitere Transferagenten, die Politiklernen und dadurch die Ausbreitung von Politiken erleichtern, 

sind internationale Expertengremien (epistemic communities oder advocacy coalitions) wie das IPCC 

im Klimabereich, die Wissen in aufbereiteter Form für politische Entscheidungsträger zusammenstel-

len. Die bereitgestellten Wissensinhalte können Problemwissen, Lösungsansätze oder Beispiele für 

gute Politiken umfassen (Bennett 1991). Mit dem International Resources Panel (IRP) des UNEP be-
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steht ein anerkanntes Expertenforum, das sich mit unterschiedlichen Aspekten des Ressourcenschut-

zes befasst. Die Rolle des IRP könnte im Rahmen einer internationalen Ressourcenkommission weiter 

aufgewertet werden um ein international geteiltes Problemverständnis zu erlangen und dadurch 

Politikdiffusion zu erleichtern (Bleischwitz 2009).  

4 Beispiel guter Praxis: Die japanische Politik zur Verbreitung des 3R-
Ansatzes 

Am Beispiel des japanischen 3R-Konzept (reduce, reuse, recycle) wird aufgezeigt, wie unterschiedli-

che Mechanismen des Politiktransfers genutzt werden können, um Elemente einer Politik in andere 

Länder zu exportieren. Die jeweiligen Inhalte, Foren und Mechanismen unterscheiden sich dabei je 

nach Zielland und -region.  

Ein Ziel des japanischen 3R-Konzepts ist die Etablierung einer Kreislaufwirtschaft. Grundlage des Kon-

zepts bilden das im Jahr 2000 verabschiedete Rahmengesetz zum Aufbau einer Materialkreislaufge-

sellschaft10, der Rahmenplan zum Aufbau einer Materialkreislaufwirtschaft11 aus dem Jahr 2003 so-

wie eine Vielzahl weiterführende Gesetze (Bahn-Walkowiak u. a. 2007; Hotta 2013, 166; Hezri 2010). 

Dabei hat Japan auch Elemente des deutschen bzw. europäischen Kreislaufwirtschafts-und Abfallge-

setzes übernommen und weiterentwickelt (Bahn-Walkowiak u. a. 2007).  

Ähnlich wie Deutschland ist Japan ein hoch entwickeltes, aber rohstoffarmes Industrieland. Vor dem 

Hintergrund einer hohen Importabhängigkeit und zunehmenden grenzüberschreitenden Materialab-

flüssen durch Alt- und Gebrauchtgeräten wurden Anstrengungen unternommen, das Konzept in wei-

tere Staaten vor allem der Asien-Pazifik-Region zu übertragen. Der 3R-Ansatz ist auch ein Versuch, 

durch die Schaffung eines internationalen bzw. regionalen Markts für Sekundärmaterialien zur Ver-

sorgungssicherheit Japans beizutragen (Bahn-Walkowiak u. a. 2007; Hotta 2013). 

Um die Verbreitung des Konzepts zu fördern nutzt die japanische Regierung mehrere Mechanismen 

auf unterschiedlichen Politikebenen: vom Ziel der Etablierung einer globalen Kreislaufwirtschaft über 

regionalen Politiktransfer in der Asien-Pazifik Region bis hin zu Kooperationen zwischen japanischen 

und anderen Städten (vgl. Bahn-Walkowiak u. a. 2007, 20).  

Freiwillige Vereinbarungen / Kooperationen  

Das 3R-Konzept wurde in der Erklärung der Staats- und Regierungschefs im Rahmen des Treffens der 

G8 im Jahr 2008 in Hokkaido erwähnt. Zusätzlich wurde auf dem Umweltministertreffen der G8 in 

Kobe 2008 der Kobe 3R Action Plan verabschiedet, in dem Ziele und konkrete Maßnahmen  zur nati-

onalen Einführung von 3R-Politiken, zur Etablierung einer globalen Materialkreislaufwirtschaft und 

zum Kapazitätsaufbau in Entwicklungsländern vereinbart wurden. Zur Überprüfung wurde die OECD 

gebeten, bis zum Jahr 2011 einen Fortschrittsbericht vorzulegen.   

Auf japanische Initiative wurde im Jahr 2009 das Regional 3R Forum in Asia als regionales Forum ge-

gründet. Dieses jährlich stattfindende Treffen von Politikern, Wissenschaftlern und Akteuren der 

Zivilgesellschaft wird durch das United Nations Centre for Regional Development (UNCRD) organi-

siert. Auf dem vierten Regionalen 3R Forum wurde im Jahr 2013 die Ha Noi 3R Declaration verab-

                                                           

10
 Basic Law for Establishing a Sound Material-Cycle Society 

11
 Fundamental Plan for Establishing a Sound Material-Cycle Society 
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schiedet, in der 33 3R-Ziele ausgewiesen sind. In der Deklaration bekennen sich die Vertreter von 30 

Staaten der Asien-Pazifik Region zum Ziel, bis zum Jahr 2023 die Ziele des  3R-Konzeptes umzusetzen. 

Politiktransfer im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit 

Ein weiterer Kanal der Verbreitung des 3R-Ansatzes ist die bilaterale Entwicklungszusammenarbeit. 

Die japanische Regierung fokussiert dabei auf südostasiatische Entwicklungsländer, denen sie politi-

sche Dialoge und Unterstützung bei der Bildung von Kapazitäten auf nationaler und subnationaler 

Ebene und bei der  Entwicklung politischer Strategien anbietet (Hotta 2011). Dabei werden die spezi-

fischen Rahmenbedingungen im jeweiligen Partnerland berücksichtigt: Das japanische Institute for 

Global Environmental Strategies (IGES) hat einen Ansatz für den Aufbau einer Kreislaufwirtschaft in 

verschiedenen Ländern entworfen, der vier aufeinander aufbauende Phasen enthält. Je nach Ent-

wicklungsstand des Ziellandes können einzelne Phasen ausgelassen werden können. Die Japan Inter-

national Cooperation Agency (JICA) stellt sowohl finanzielle als auch technische Hilfe dazu bereit und 

hat beispielsweise die Entwicklung der nationalen 3R-Strategie Bangladeschs und die Entwicklung 

eines Masterplans für den Abfallbereich in Dhaka begleitet (Matter u. a. 2015).  

Die Aktivitäten zum Transfer von 3R Politiken beziehen auch Akteure der subnationalen Ebene wie 

Stadt- und Lokalregierungen mit ein. Beispielsweise wurde ein Aktionsplan zum integrierten Abfall-

management zwischen der Stadt Osaka und Ho Chi Minh Stadt vereinbart. Zudem sollen japanische 

Lokalregierungen vermehrt Verantwortung in der Zusammenarbeit mit Entwicklungs- und Schwellen-

ländern übernehmen.  

Policy Promotion durch internationale Netzwerke  

Die oben genannten freiwilligen Kooperationen sind im Rahmen der G8 und des Regional 3R Forum 

in Asia sind eng mit dem der Bereitstellung von Wissen über Politiken verbunden. Im Rahmen des 3R 

Froum soll eine strategische Politikberatung für Regierungen angeboten werden, um die Berücksich-

tigung der 3R-Prinzipien in nationalen Entwicklungsplänen zu fördern (UNCRD 2015). Die OECD wur-

de in der Erklärung der G8 Umweltminister von 2008 in Kobe ersucht, Fortschrittsberichte zur Ver-

besserung der Ressourceneffizienz zu erstellen und im Jahr 2011 publizierte die OECD den Bericht 

Resource Productivity in the G8 and the OECD. Über das Umweltprogramm der Vereinten Nationen 

wurde im Jahr 2013 die Publikation „The Japanese Industrial Waste Experience: Lessons for rapidly 

industrializing countries“ (UNEP 2013) herausgegeben, der aus den Erfahrungen in Japan Empfehlun-

gen für die Politikentwicklung auf nationaler und lokaler Ebene in sich schnell entwickelnden Schwel-

lenländern ableitet.  

5 Fazit und  Handlungsempfehlungen für den Transfer von Ressourcenpoli-
tiken  

Die Untersuchung hat gezeigt, dass politische Akteure in Deutschland und der EU bereits das gesam-

te Spektrum der in der Literatur zu findenden Transfermechanismen nutzen, um Umweltpolitiken zu 

transferieren. Die exportierten Politikinhalte sind in vielen Fällen direkt  für den schonenden Umgang 

mit Ressourcen relevant (z.B. Abfallmanagement) oder können mit ressourcenpolitischen Aspekten 

verknüpft werden (Rohstoffgewinnung, Energieeffizienz). Ansätze des Politiktransfers lassen sich 

über alle Stufen der globalisierten Wertschöpfungsketten hinweg identifizieren: von der Rohstoffge-

winnung (bspw. im Rahmen der GERI) über die Produktion (bspw. im Rahmen der IKI) und die Pro-

dukteigenschaften (Ökodesign-Richtlinie) bis zur Entsorgung (bspw. im Rahmen der bilateralen Ko-

operation). Zu den deutschen Akteuren des Politiktransfers zählen dabei nicht nur das Umweltminis-
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terium und das Umweltbundesamt, sondern auch das BMZ und die entwicklungspolitischen Durch-

führungsorganisationen oder das Wirtschaftsministerium. Dabei werden unterschiedliche politische 

Ebenen genutzt: von der globalen Ebene (angestrebte Ressourcenkonvention), über die G7 und bila-

terale Kooperationen, bis hin zu konkreten Projekten vor Ort.  

Die Analyse hat aber auch gezeigt, dass diese Vorhaben zwar viele Aspekte von Ressourcenpolitik 

abdecken oder an ressourcenpolitische Zielvorstellungen anschlussfähig sind, es aber keinen interna-

tionalen ressourcenpolitischen Ordnungsrahmen gibt, in den die bestehenden Aktivitäten eingebun-

den sind. Ressourcenpolitik ist wesentlich breiter angelegt als beispielsweise der japanische 3R-

Ansatz. Daher ist ein von den unterschiedlichen (nationalen und internationalen) Akteuren akzeptier-

ter Ordnungsrahmen notwendig, um Synergien zwischen den transferierten Inhalten zu nutzen, Kon-

flikte und Problemverlagerungen zu vermeiden und Belange der Ressourceneffizienz systematisch in 

den bestehenden Ansätzen und Mechanismen des Politiktransfers zu verorten.  

Ein solcher Ordnungsrahmen, in dem konstitutive  Prinzipien einer Ressourcenpolitik dargelegt sind, 

findet sich auf nationaler Ebene in ProgRess. Stoffströme, Lieferketten und Auswirkungen, die mit 

der Ressourcennutzung einhergehen, sind aber globalisiert. Eine internationale Diffusion von Res-

sourcenpolitiken und die Harmonisierung von Umwelt- und Ressourcenpolitiken würde durch eine 

zwischenstaatliche Koordination erleichtert. Dazu könnten grundlegende Prinzipien und Ziele in ei-

nem internationalen Strategiedokument – wie der in ProgRess angesprochenen Ressourcenkonven-

tion – dokumentiert werden. Als Bezugspunkt könnten die Sustainable Development Goals der UN 

genutzt werden. Entsprechende Prinzipien wären Vermeidung von Problemverlagerungen zwischen 

den Regionen, die Kreislaufführung von Materialien, die Beachtung des Nexus zwischen den Ressour-

centypen oder die Betrachtung von globalisierten Produktlebenszyklen; als Ziele könnte beispielswei-

se die Entkopplung der Ressourcennutzung von negativen Umweltfolgen oder anzustrebende Werte 

für die Ressourcennutzung pro-Kopf formuliert werden. Ein solcher international geteilter Ordnungs-

rahmen könnte zwischenstaatlichen Politiktransfer begünstigen und dabei helfen, die bestehenden 

Aktivitäten der Transfer-Akteure, die auf unterschiedlichen politischen Ebenen angesiedelt sind und 

sich unterschiedlicher Transfermechanismen bedienen, in ein kohärentes ressourcenpolitisches Ge-

samtbild zu fügen.    
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